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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1954 Ausgegeben am 23. Juli 1954 31. Stück

126. Bundesgesetz: Abänderung des Bundesgesetzes über vorläufige Maßnahmen auf dem Gebiete der Zölle.
1 2 7 . Bundesgesetz: Abänderung des Bundesstraßengesetzes.
128. Bundesgesetz: Tierseuchengesetznovelle 1954.
1 2 9 . Bundesgesetz: Maßnahmen zur Abwehr und Tilgung der bei Haus- und Wildkaninchen sowie bei Hasen

auftretenden Myxomatose.
130. Bundesgesetz: Betriebszählungsgesetz.
131. Bundesgesetz: Lastverteilungs-Novelle 1954.
132. Bundesgesetz: Bestimmungen über die Mietzinsbildung für nicht dem Mietengesetz unterliegende Räume.
133. Bundesgesetz: Abänderung des Wohnungsanforderungsgesetzes.
134. Bundesgesetz: Rindermastförderungsgesetznovelle.

1 3 6 . Bundesgesetz vom 2. Juni 1954,
womit das Bundesgesetz vom 8. Juli 1953,
BGBl. Nr. 112, über vorläufige Maßnahmen
auf dem Gebiete der Zölle abgeändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 8. Juli 1953, BGBl.
Nr. 112, über vorläufige Maßnahmen auf dem
Gebiete der Zölle wird abgeändert wie folgt:

Im § 2 sind die Worte „30. Juni 1954" durch
die Worte „30. Juni 1955" zu ersetzen.

Artikel II.

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1954 in
Kraft.

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Körner
Raab Kamitz

1 2 7 . Bundesgesetz vom 2. Juni 1954,
womit das Bundesgesetz vom 18. Feber 1948,
BGBl. Nr. 59, betreffend die Bundesstraßen
(Bundesstraßengesetz — BStG.), geändert

wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 18. Feber 1948, BGBl.
Nr. 59, betreffend die Bundesstraßen (Bundes-
straßengesetz — BStG.) wird geändert wie folgt:

1. § 1 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die in den angeschlossenen, einen Bestand-
teil dieses Bundesgesetzes bildenden Verzeich-
nissen A bis F angeführten Straßenzüge werden
nach Maßgabe des § 31 Abs. 1 und 2 dieses Bun-
desgesetzes wegen ihrer Bedeutung für den
Durchzugsverkehr als Bundesstraßen erklärt."

2. Dem § 1 ist als Abs. 6 hinzuzufügen:

„(6) Soweit Grundstücke und bauliche Anlagen
der im Verzeichnis E angeführten Straßenzüge im
Eigentum des Bundeslandes Niederösterreich
stehen, gehen sie hiemit ohne Anspruch auf Ent-
schädigung in das Eigentum der Republik Öster-
reich über."

3. Dem § 1 ist als Abs. 7 hinzuzufügen:

„(7) Bis 31. Dezember 1956 leistet das Bundes-
land Niederösterreich jährlich zur Erhaltung der
Straßenzüge der Beilage E, die weder Bundes-
noch Reichsstraßen (GBl. f. d. L. Österreich Nr. 7/
1940) waren, als Beitrag an den Bund je Kilo-
meter der übernommenen Straße den gleichen
Betrag, den es in seinen Voranschlägen für das
betreffende Jahr je Kilometer für die Erhaltung
seiner Landesstraßen durchschnittlich vorsieht."

4. Als Teile von Bundesstraßen werden auf-
gelassen:
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5. Als Bundesstraßen werden erklärt
und hiefür ein V e r z e i c h n i s E ange-
legt:

6. Als Bundesstraße wird ferner erklärt
und hiefür ein V e r z e i c h n i s F an-
gelegt:

Die Anlagen und Einrichtungen, die im Zuge
des Baues der in der Anlage F angeführten
Bundesstraße geschaffen werden, sind Eigentum
des Bundes.

7. § 31 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Das Bundesstraßenverzeichnis B tritt am
1. Jänner 1949, das Bundesstraßenverzeichnis C
am 1. Jänner 1950 und das Bundesstraßenver-
zeichnis D am 1. Jänner 1951 in Wirksamkeit.
Die Bundesstraßenverzeichnisse E und F erhalten
Wirksamkeit am 1. Juli 1954."

Artikel II.

(1) Für den Ausbau der im Verzeichnis E auf-
gezählten Bundesstraßen wird im Jahre 1954
ein zusätzlicher Kredit von 15,000.000 S bei dem
finanzgesetzlichen Ansatz des Bundesvoran-
schlages 1954 Kapitel 21 „Bauten", Titel 2
„Bundesstraßen; Aufwand nach Maßgabe der
Eingänge des Zuschlages zur Mineralölsteuer",
§ 2 „Ausbau einschließlich größerer Instand-
setzungen" bewilligt, wodurch sich der im
Bundesvoranschlag 1954 bei diesem finanz-
gesetzlichen Ansatz vorgesehene Kredit von
287,000.000 S auf 302,000.000 S erhöht.

(2) Die Bedeckung für diesen Mehraufwand ist
in gleich hohen Mehreingängen des Bundes-
zuschlages zur Mineralölsteuer gegeben. Der Ein-
nahmeansatz des Bundesvoranschlages 1954 Ka-
pitel 17 „Öffentliche Abgaben", Titel 4 „Ver-
brauchsteuern", § 6 a „Bundeszuschlag zur
Mineralölsteuer (zweckgebundene Einnahmen)"
erhöht sich hiedurch von 420,000.000 S auf
435,000.000 S. Der finanzgesetzliche Ansatz § 6
"Mineralölsteuer" von 105,000.000 S erhöht sich
auf 108,750.000 S. Der Mehreingang an Mineral-
ölsteuer bei Kapitel 17 Titel 4 § 6 in Höhe
von 3,750.000 S dient nach Abzug der Ertrags-
anteile der Länder in Höhe von 1,875.0,00 S zur
Verminderung des Abganges der ordentlichen
Gebarung des Bundeshaushaltes 1954.

(s) Für den Ausbau der im Verzeichnis F an-
geführten Bundesstraße wird im Jahre 1954 ein
zusätzlicher Kredit von 100,000.000 S bewilligt.
Für diesen Kredit wird der neue finanzgesetzliche
Ansatz Kapitel 21 „Bauten", Titel 7 „Bauliche
Investitionen", § 1 a „Ausbau der Autobahn
(außerordentliche Gebarung)" bewilligt.

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Handel und Wieder-
aufbau im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
sterium für Finanzen betraut.

Körner

Raab Illig Kamitz
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1 2 8 . Bundesgesetz vom 23. Juni 1954,
womit das Gesetz vom 6. August 1909,
RGBl. Nr. 177, betreffend die Abwehr und
Tilgung von Tierseuchen, neuerlich abge-
ändert und ergänzt wird (Tierseuchengesetz-

novelle 1954).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Gesetz vom 6. August 1909, RGBl.
Nr. 177, betreffend die Abwehr und Tilgung von
Tierseuchen, in der Fassung des Bundesgesetzes
vom 26. Oktober 1934, BGBl. II Nr. 384, des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 441/1935, und der
Tierseuchengesetznovelle, BGBl. Nr. 122/1949,
wird abgeändert und ergänzt wie folgt:

1. Der vierte Absatz des § 2 hat zu lauten:
„Allgemeine Verfügungen im Sinne des vor-

stehenden Absatzes, die vom Bundesministerium
für Land- und Forstwirtschaft erlassen werden,
sind im ,Amtsblatt zur Wiener Zeitung' kund-
zumachen. Sie treten am Tage nach ihrer Kund-
machung in Wirksamkeit, sofern nicht in der
Verfügung ein anderer Wirksamkeitsbeginn fest-
gesetzt ist."

2. An Stelle des § 4 treten folgende Bestim-
mungen:

„§ 4. S e n d u n g e n .

Sendungen im Sinne der folgenden Bestim-
mungen sind Tiere, tierische Rohstoffe und Pro-
dukte sowie Gegenstände, die Träger des An-
steckungsstoffes einer Tierseuche sein können.

§ 4 a. V e t e r i n ä r b e h ö r d l i c h e G r e n z -
k o n t r o l l e .

Sendungen, die ein- oder durchgeführt werden
sollen, sind an der Eintrittstelle durch Organe des
Bundesministeriums für Land- und Forstwirt-
schaft (Grenztierärzte) einer Kontrolle zu unter-
ziehen (veterinärbehördliche Grenzkontrolle).

Hinsichtlich der Einfuhr und Durchfuhr der
Sendungen kann das Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft im Einvernehmen mit
den Bundesministerien für soziale Verwaltung,
für Handel und Wiederaufbau, für Finanzen und
für Verkehr und verstaatlichte Betriebe zwecks
Hintanhaltung der Einschleppung von Tier-
seuchen in das Bundesgebiet durch Verordnung
folgende Regelungen treffen:

1. Die Einfuhr und Durchfuhr bestimmter
Arten der Sendungen kann verboten werden.

2. Die Zulässigkeit der Einfuhr und Durchfuhr
kann an eine Bewilligung oder an die Beobach-
tung von veterinärpolizeilichen Anordnungen
(zum Beispiel Beibringung von Ursprungszeug-
nissen, Gesundheitszeugnissen, Kennzeichnung
der Tiere) gebunden werden.

3. Die Einfuhr und Durchfuhr kann auf be-
stimmte Eintrittstellen beschränkt werden.

Das Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft kann verfügen, daß der Absender und
der Empfänger die Sendung am Inlandsbestim-
mungsort bestimmten, zur Verhütung der Ein-
schleppung von Tierseuchen erforderlichen Maß-
nahmen zu unterwerfen beziehungsweise die
Durchführung solcher Maßnahmen durch Organe
der Veterinärpolizei zu dulden haben.

Sendungen, die einer allenfalls auf Grund des
zweiten Absatzes erlassenen Verordnung nicht
entsprechen, Tiere, die mit einer Seuche behaftet,
einer solchen oder der Ansteckung verdächtig er-
kannt werden oder verendet sind, ferner tierische
Rohstoffe, Produkte und Gegenstände, die Trä-
ger des Ansteckungsstoffes von Tierseuchen sind
oder als solche verdächtig erkannt werden, sind
vom Grenztierarzt zur Einfuhr und Durchfuhr
nicht zuzulassen.

Die Bestimmungen des vierten Absatzes finden
auf Sendungen keine Anwendung, für die vom
Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft eine veterinärbehördliche Zulassungs-
erklärung abgegeben wurde. Diese enthält die
Zusicherung an einen Nachbarstaat, eine Sen-
dung, deren Durchfuhr dieser Staat gestattet,
ohne Rücksicht auf den Zustand der Sendung in
veterinärpolizeilicher Hinsicht zur Einfuhr oder
Durchfuhr zuzulassen.

Die Verkehrsunternehmungen und die Post-
dienststellen haben den Grenztierärzten in
den Angelegenheiten der veterinärbehördlichen
Grenzkontrolle Hilfe zu leisten. Insbesondere
haben sie erforderlichenfalls den Grenztierarzt
zu benachrichtigen, wenn eine veterinärbehörd-
liche Grenzkontrolle durchzuführen ist.

§ 4 b. G r e n z k o n t r o l l g e b ü h r e n .

Für die Durchführung der tierärztlichen Grenz-
kontrolle haben der Absender und der Empfän-
ger als Gesamtschuldner eine Gebühr zu ent-
richten (Grenzkontrollgebühr). Die Höhe der
Gebühr wird vom Bundesministerium für Land-
und Forstwirtschaft im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Finanzen durch Verord-
nung festgestellt. Sie darf je Tier den Betrag von
S 40'— und je 100 kg anderer Sendungen den
Betrag von S 20'— nicht übersteigen.

Im Eisenbahnverkehr haben die Eisenbahnen
die fällig gewordenen Grenzkontrollgebühren an
der Grenzeintrittstelle der Sendung anzulasten
und bis zum Fünften des Kalendermonates, der
dem Kalendermonat der Grenzkontrolle folgt,
an das Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft abzuführen.

Für Sendungen, die nicht unter die Bestim-
mungen des vorhergehenden Absatzes fallen, ist
die Grenzkontrollgebühr beim Zollamt der Ein-
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trittstelle zu erlegen. Die von den Zollämtern
vereinnahmten Grenzkontrollgebühren sind an
das Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft abzuführen.

Ausstehende Grenzkontrollgebühren werden
auf Grund von Rückstandsausweisen des Bundes-
ministeriums für Land- und Forstwirtschaft im
Verwaltungswege eingebracht. Im Streitfalle ent-
scheidet in Gebührenangelegenheiten das Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirtschaft.

Für das Verfahren in den Angelegenheiten der
Grenzkontrollgebühren gelten die Bestimmun-
gen der Verwaltungsverfahrensgesetze.

§ 4 c. K o s t e n d e r v e t e r i n ä r p o l i z e i -
l i c h e n M a ß n a h m e n am I n l a n d s -

b e s t i m m u n g s o r t .

Die Kosten der veterinärpolizeilichen Maßnah-
men, die auf Grund des dritten Absatzes des
§ 4 a getroffen werden, haben der Absender und
der Empfänger als Gesamtschuldner der Gebiets-
körperschaft zu ersetzen, der die Kosten erwach-
sen sind. Sie sind durch Bescheid der Bezirks-
verwaltungsbehörde, die für den Bestimmungs-
ort zuständig ist, vorzuschreiben. Auf das Ver-
fahren finden die Bestimmungen der Verwal-
tungsverfahrensgesetze Anwendung."

3. Der § 6 hat zu lauten:

„§ 6. B e s o n d e r e B e s t i m m u n g e n
h i n s i c h t l i c h j e n e r S t a a t e n , m i t
d e n e n V e r e i n b a r u n g e n b e s t e h e n .

Die Bestimmungen der §§ 4, 4 a, 4 b und 4 c
gelten auch hinsichtlich jener Staaten, mit denen
zwischenstaatliche Übereinkommen (Tierseuchen-
übereinkommen) bestehen, sofern nicht in diesen
Übereinkommen abweichende Vereinbarungen
getroffen sind."

4. Der § 12 wird abgeändert wie folgt:
Nach dem zweiten Absatz sind nachstehende

Absätze einzufügen:
„Die Einfuhr von Tierimpfstoffen und Er-

regern von Tierkrankheiten, ferner die Einfuhr
von Arzneimitteln, Arzneizubereitungen und
Desinfektionsmitteln, die für veterinärmedizini-
sche Zwecke verwendet werden sollen, bedarf der
Bewilligung durch das Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft.

Die Einfuhr von Arzneimitteln, Arzneizube-
reitungen und Desinfektionsmitteln der genann-
ten Art darf nur im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für soziale Verwaltung be-
willigt werden.

Die Bewilligung kann erteilt werden:
a) für Tierimpfstoffe, wenn ein Gutachten der

Bundesanstalt für Tierseuchenbekämpfung
ergibt, daß sie wirksam und schädliche
Wirkungen mit ihrer Anwendung nicht
verbunden sind;

b) für Erreger von Tierkrankheiten, wenn
mit Sicherheit ausgeschlossen werden kann,
daß durch ihre Einfuhr der einheimische
Tierbestand gefährdet wird;

c) für Arzneimittel, Arzneizubereitungen und
Desinfektionsmittel, die für veterinärmedi-
zinische Zwecke verwendet werden sollen,
wenn diese Waren den Bestimmungen des
Gesetzes vom 18. Dezember 1906, betref-
fend die Regelung des Apothekenwesens,
RGBl. Nr. 5/1907, der Apothekenbetriebs-
ordnung, BGBl. II Nr. 171/1934, und der
Spezialitätenordnung, BGBl. Nr. 99/1947,
in der jeweils geltenden Fassung, ent-
sprechen."

5. Der § 13 wird abgeändert wie folgt:

Dem zweiten Absatz ist nachstehender Absatz
anzufügen :

„In Zeiten bestehender Seuchengefahr hat der
Landeshauptmann auf die Dauer der Seuchen-
gefahr für das bedrohte Gebiet nach Anhörung
der Landwirtschaftskammer anzuordnen, daß
alle Hausschlachtungen der Vieh- und Fleisch-
beschau unterliegen und daß zur Durchführung
der Vieh- und Fleischbeschau nach Möglichkeit
ein Tierarzt heranzuziehen ist."

6. Der § 43 wird abgeändert wie folgt:

a) Im ersten. Absatz haben an Stelle des Wor-
tes „Seuche" die Worte „Schweinepest oder
der Schweineseuche" zu treten;

b) im zweiten Absatz sind die Worte „der
Seuche" durch die Worte „der vorange-
führten Seuchen" zu ersetzen.

7. Der § 43 a wird abgeändert wie folgt:

a) Dem dritten Absatz ist als letzter Satz an-
zufügen: „Die auf behördliche Anordnung
wegen ansteckender Schweinelähmung ge-
töteten sowie an dieser Seuche verendeten
Schweine dürfen nicht enthäutet werden."

b) Im sechsten Absatz sind die Worte „ohne
vorherige Enthäutung" zu streichen.

8. Dem § 46 werden als weitere Absätze ange-
fügt:

„Für Gebiete, in denen ein vom Bunde oder
vom Lande gefördertes Tuberkulosebekämp-
fungsverfahren durchgeführt wird (Bekämp-
fungsgebiet), kann der Landeshauptmann nach
Anhörung der Landwirtschaftskammer durch
Verordnung untersagen:

1. Das gemeinsame Tränken und Weiden von
Rindern, bei denen Tuberkulose, auch in anderer
als in der durch Verordnung gemäß dem ersten
Absatz bezeichneten Form, mittels einer zuge-
lassenen diagnostischen Impfung (§ 12) festge-
gestellt wurde (Reagenten), mit nicht unter-
suchten Tieren oder Nichtreagenten;
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2. den Auftrieb und das Weiden von Rea-
genten oder nicht untersuchten Tieren auf Almen
oder Weiden, wenn die Gefahr besteht, daß hie-
durch Nichtreagenten mit solchen Tieren in Be-
rührung kommen;

3. den gemeinsamen Auftrieb und das gemein-
same Weiden von Reagenten mit nicht unter-
suchten Tieren oder Nichtreagenten auf
bestimmten Almen und Weiden;

4. das Einstellen von Rindern aus anderen Ge-
bieten, es sei denn, daß diese Rinder aus Be-
ständen stammen, die von einem Beauftragten
des Amtes der Landesregierung auf Grund einer
innerhalb von sechs Monaten vor der Einstellung
vorgenommenen Untersuchung als tuberkulose-
frei befunden wurden.

Bei jeder Impfung zur Feststellung der Tuber-
kulose im Rahmen eines vom Bunde oder vom
Lande geförderten Tuberkulosebekämpfungs-
verfahrens sind die Reagenten zu kennzeichnen.
Die näheren Vorschriften über die Kennzeich-
nung werden durch Verordnung erlassen.

Der Landeshauptmann hat, wenn bereits ein
verhältnismäßig hoher Hundertsatz des Rinder-
bestandes eines. Bekämpfungsgebietes tuber-
kulosefrei ist, zu verordnen, daß

1. in diesem Bekämpfungsgebiete das Bekämp-
fungsverfahren auf alle Rinder auszudehnen ist;

2. die Tiereigentümer Reagenten bis zu einem
nach dem Grade der Verseuchung zu bestimmen-
den Zeitpunkte, aus ihren Beständen auszu-
scheiden haben."

9. Der § 48 hat zu lauten:
„§ 48. E n t s c h ä d i g u n g e n aus

B u n d e s m i t t e l n .
Eine Entschädigung nach Maßgabe der §§ 50

bis 58 wird vom Bunde gewährt:
1. für Einhufer, Wiederkäuer, Schweine und

Hausgeflügel, ausgenommen die Fälle der §§ 39
(Räude der Einhufer), 41 und 42 (Wutkrank-
heit), wenn die Tiere

a) auf Grund einer behördlichen Anordnung
getötet worden oder

b) nach Anordnung der Tötung verendet sind
oder

c) infolge einer behördlich angeordneten
Impfung verendet sind;

2. für Gegenstände, mit Ausnahme von Dün-
ger, die im Zuge einer Desinfektion (§ 24 Z. 8)
vernichtet wurden;

3. für Erwerbsbehinderung infolge Verhän-
gung einer Sperre wegen Maul- und Klauen-
seuche.

Für die Bemessung der Entschädigung ist der
Zeitpunkt, in dem die Maßnahme angeordnet
wurde, im Falle des ersten Absatzes Z. 1 lit. c

jener, in welchem das Tier verendet ist, maß-
gebend."

10. Der erste und zweite Absatz des § 51
haben zu lauten:

„Für Wiederkäuer und Einhufer, die auf
Grund einer behördlichen Anordnung getötet
werden oder nach der behördlichen Anordnung
der Tötung oder infolge einer behördlich ange-
ordneten Impfung verenden, ist eine Entschädi-
gung in der Höhe des gemeinen Wertes zu
leisten, wenn die Obduktion ergibt, daß das
Tier von der Seuche, wegen der die Tötung
angeordnet wurde, frei gewesen ist.

Ergibt die Obduktion, daß das Tier mit der
Seuche, wegen der die Tötung angeordnet wurde,
behaftet war, so ist die Entschädigung in den
Fällen des § 31 (Maul- und Klauenseuche) mit
neun Zehntel, in den Fällen des § 34 (Rotz) und
des § 46 (Tuberkulose der Rinder) für Einhufer
und Wiederkäuer mit zwei Drittel des gemeinen
Wertes zu bemessen."

11. Der § 52 wird abgeändert wie folgt:
a) Der Einleitungssatz hat zu lauten:
„Für Schweine, die auf Grund einer behörd-

lichen Anordnung getötet worden, sowie für
Schweine, die nach Anordnung der Tötung oder
infolge einer behördlich angeordneten Impfung
verendet sind, ist die Entschädigung wie folgt
zu bemessen:".

b) Der vierte Absatz hat zu lauten:
„Wurde die Tötung wegen Schweinepest oder

Schweineseuche angeordnet, so beträgt die Ent-
schädigung für seuchenkranke und seuchenver-
dächtige Schweine 50 v. H., für ansteckungs-
verdächtige oder infolge einer behördlich ange-
ordneten Impfung verendete Schweine 100 v. H.
des Betrages, der auf Grund der vorstehenden
Bestimmungen zu leisten wäre."

c) Der letzte Absatz hat zu lauten:
„Wurde die Tötung wegen ansteckender

Schweinelähmung angeordnet, so beträgt die
Entschädigung für seuchenkranke und seuchen-
verdächtige Schweine 80 v. H., für ansteckungs-
verdächtige oder infolge einer behördlich ange-
ordneten Impfung verendete Schweine 100 v. H.
des Betrages, der nach dem ersten bis dritten Ab-
satz zu leisten wäre. Für Zuchtschweine ist ein
Zuschlag von 50 v. H., für Saugferkel (bis acht
Wochen) und trächtige Schweine ein Zuschlag
von 100 v. H. zu den gemäß lit. b ermittelten
Beträgen zu gewähren."

12. Im ersten Absatz des § 52 a ist nach dem
Worte „getötetes" ein Beistrich zu setzen; nach
diesem Beistrich und vor dem Worte „oder"
sind die Worte „nach Anordnung der Tötung"
einzufügen.



756 Stück 31, Nr. 129.

13. Nach § 52 a wird folgende Bestimmung
eingeschaltet:

„§ 52 b. E n t s c h ä d i g u n g f ü r E r w e r b s -
b e h i n d e r u n g i n f o l g e V e r h ä n g u n g

e i n e r S p e r r e w e g e n M a u l - u n d
K l a u e n s e u c h e .

Allen in einem Dienst- oder Lehrverhältnis
stehenden Personen, die ihren Lebensunterhalt
ausschließlich oder überwiegend aus den Ein-
künften einer unselbständigen Erwerbstätigkeit
bestreiten und denen infolge Verhängung einer
Sperre wegen Maul- und Klauenseuche die Aus-
übung einer Erwerbstätigkeit unmöglich gemacht
wurde, wird für die Zeit der Erwerbsbehinde-
rung eine Entschädigung aus Bundesmitteln
gewährt, sofern durch die Erwerbsbehinderung
ein Verdienstentgang eingetreten ist.

Die Entschädigung ist in der Höhe des kol-
lektivvertraglichen Grundlohnes zu bemessen.
Erforderlichenfalls ist ein angemessener Vorschuß
zu gewähren.

Die dem Anspruchsberechtigten gebührende
Entschädigung verringert sich um jene Beträge,
die ihm als Entschädigung für Erwerbsbehinde-
rung nach sonstigen Vorschriften oder Verein-
barungen zukommen.

Der Antrag auf Gewährung einer Entschädi-
gung gemäß den vorstehenden Absätzen ist
spätestens am 30. Tage nach Aufhebung der
Sperre bei der Bezirksverwaltungsbehörde, in
deren Bereich diese Sperre getroffen wurde, ein-
zubringen, widrigenfalls der Anspruch erlischt.

Ein Anspruch auf Entschädigung besteht nicht,
wenn dem Anspruchsberechitigten eine mit dem
Seuchenfall im sachlichen Zusammenhange ste-
hende Übertretung einer veterinärpolizeilichen
Vorschrift zur Last fällt oder wenn er zu einer
solchen Übertretung beigetragen hat."

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft betraut.

Körner
Raab Thoma

129 . Bundesgesetz vom 23. Juni 1954,
betreffend Maßnahmen zur Abwehr und Til-
gung der bei Haus- und Wildkaninchen sowie

bei Hasen auftretenden Myxomatose.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. A n z e i g e p f l i c h t .

(1) Erkrankungen von Haus- oder Wild-
kaninchen sowie von Hasen (im folgenden zu-
sammenfassend Tiere genannt) an Myxomatose

oder Wahrnehmungen von Erscheinungen an
Tieren oder Tierteilen, die den Verdacht dieser
Krankhei t erregen, sind anzuzeigen (Anzeige-
pflicht).

(2) Die Erscheinungen, die gemäß Abs. 1 zur
Anzeige verpflichten, sind in der Anlage fest-
gesetzt.

(3) Zur Erstattung der Anzeige sind verpflich-
tet:

a) bei Hauskaninchen der Tierhalter;

b) bei Wildkaninchen oder Hasen der Jagd-
ausübungsberechtigte, in dessen Jagd-
gebiet die Tiere angetroffen wurden, bei
seiner Abwesenheit von der Gemeinde, in
der das Revier liegt, das Jagdaufsichts-
organ;

c) in Betrieben, in denen Tiere oder Tier-
teile feilgehalten, verkauft oder sonst in
Verkehr gebracht werden, der Inhaber des
Betriebes.

(4) Zur Erstattung der Anzeige sind ferner
Tierärzte, Wasenmeister und die Angestellten
der Tierkörperverwertungsanstalten verpflichtet,
wenn sie von Erkrankungen oder Erscheinungen
im Sinne des Abs. 1 in Ausübung ihres Berufes
Kenntnis erlangen.

(5) Die Tierärzte haben die Anzeige an die
Bezirksverwaltungsbehörde und an den Bürger-
meister, die übrigen in den Abs. 3 und 4 ge-
nannten Personen an den Bürgermeister zu er-
statten.

(6) Die Anzeige ist vom hiezu Verpflichteten
unverzüglich ( § 1 7 des Gesetzes vom 6. August
1909, RGBl. Nr . 177, betreffend die Abwehr
und Tilgung von Tierseuchen, in der geltenden
Fassung, im nachfolgenden Tierseuchengesetz
genannt) zu erstatten. Die Bestimmung des § 17
zweiter Absatz des Tierseuchengesetzes findet
Anwendung.

(7) Tiere, an denen sich anzeigepflichtige Er-
scheinungen zeigen, sind als seuchenverdächtig
anzusehen. Hauskaninchen, an denen sich solche
Erscheinungen zwar nicht zeigen, die aber mit
myxomatosekranken oder -verdächtigen Tieren
in demselben Bestande untergebracht oder sonst
mit solchen Tieren innerhalb der letzten
21 Tage in mittelbare oder unmittelbare Be-
rührung gekommen sind, gelten als ansteckungs-
verdächtig. Wildkaninchen und Hasen sind
dann als ansteckungsverdächtig anzusehen, wenn
sie sich in einem Sperrgebiet (§ 4) oder in einem
Beobachtungsgebiet (§ 5) befinden.

§ 2. V o r l ä u f i g e M a ß n a h m e n d e s
A n z e i g e p f l i c h t i g e n .

(1) Im Falle des Eintrittes der Anzeigepflicht
sind unverzüglich folgende vorläufige Maßnah-
men zu treffen:
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a) der Tierhalter (§ 1 Abs. 3 lit. a) hat die
kranken, seuchen- oder ansteckungs-
verdächtigen Hauskaninchen von Orten,
wo die Gefahr der Ansteckung für andere
Tiere besteht, fernzuhalten und verendete
Hauskaninchen bis zum Eintreffen des
Amtstierarztes seuchensicher aufzubewah-
ren;

b) der Jagdausübungsberechtigte, bei seiner
Abwesenheit von der Gemeinde, in der
das Revier liegt, das Jagdaufsichtsorgan
(§ 1 Abs. 3 lit. b) hat von den aufgefun-
denen verendeten oder erlegten Hasen
und Wildkaninchen, die der Myxomatose
verdächtig sind, ein, erforderlichenfalls
zwei Stück in seuchensicherer Verpackung
an die nächste veterinärmedizinische Bun-
desanstalt einzusenden und die restlichen
Tiere durch Verbrennen oder, nach vor-
ausgegangener Desinfektion, durch Ver-
graben unschädlich zu beseitigen; die
Kosten der Einsendung hat der Jagd-
ausübungsberechtigte zu tragen;

c) der Betriebsinhaber (§ 1 Abs. 3 lit. c) hat
die kranken, seuchenverdächtigen, getöte-
ten oder verendeten Tiere sowie Teile von
solchen Tieren abzusondern und bis zum
Eintreffen des Amtstierarztes seuchensicher
aufzubewahren.

(2) Der Bürgermeister hat die Anzeige unver-
weilt im kürzesten Wege an die Bezirksverwal-
tungsbehörde weiterzuleiten und bei Haus-
kaninchen die im § 20 zweiter Absatz des Tier-
seuchengesetzes vorgesehenen Vorkehrungen zu
treffen.

§ 3. S e u c h e n e r h e b u n g . V o r l ä u f i g e
M a ß n a h m e n d e s A m t s t i e r a r z t e s .

(1) Erlangt eine Bezirksverwaltungsbehörde
davon Kenntnis, daß in einem Kaninchen-
bestande im Sinne des § 1 Abs. 3 lit. a oder in
einem Betriebe im Sinne des § 1 Abs. 3 lit. c
Myxomatose ausgebrochen ist oder der Verdacht
der Myxomatose vorliegt, so hat sie unverzüg-
lich den Amtstierarzt zur Seuchenerhebung in
den Bestand beziehungsweise in den Betrieb zu
entsenden. Der Tierhalter beziehungsweise der
Betriebsinhaber ist verpflichtet, dem Amtstier-
arzt zu dem Bestande beziehungsweise in den
Betrieb Zutr i t t zu gewähren.

(2) Wird in einem Kaninchenbestande im
Sinne des § 1 Abs. 3 lit. a der Verdacht der
Myxomatose festgestellt, so hat die Bezirks-
verwaltungsbehörde sofort über den gesamten
Bestand vorläufig die Sperre (Bestandsperre) zu
verhängen. Diese hat zur Folge:

a) die Hauskaninchen dürfen weder aus dem
Stall herausgebracht noch aus dem Be-
stande entfernt werden; es ist Vorsorge zu

treffen, daß sie den Stall nicht verlassen
können; andere Hauskaninchen dürfen in
den Bestand nicht eingestellt werden;

b) getötete Hauskaninchen, Teile derselben
oder von solchen Tieren stammende Er-
zeugnisse hat der Tierhalter, soweit sie
nicht an eine veterinärmedizinische Bun-
desanstalt einzuschicken sind, unschädlich
zu beseitigen oder bis zum Eintreffen des
Befundes der Anstalt seuchensicher zu ver-
wahren;

c) Stallungen und Geräte, Futternäpfe,
Transportkisten und sonstige Gegenstände,
mi t denen die Hauskaninchen oder deren
Ausscheidungen in Berührung gekommen
sind, sind unter Aufsicht eines Organs
der Bezirksverwaltungsbehörde sorgfältig
zu reinigen und zu desinfizieren;

d) Kot, Dünger, Futterreste und sonstige Ab-
fallstoffe sowie Futter und Streumaterial,
welche mit Ausscheidungen kranker Tiere
oder mi t verseuchten Gegenständen in Be-
rührung gekommen sein können, sind
durch Verbrennen oder nach vorausgegan-
gener Desinfektion durch tiefes Vergraben
unschädlich zu beseitigen;

e) Personen, welche in dem Seuchenstall oder
mit kranken Hauskaninchen beschäftigt
waren, haben sich sogleich nach der Arbeit
die Hände, die Kleider und, soweit sie Stal-
lungen betreten haben, vor dem Verlassen
derselben auch das Schuhwerk, gegebenen-
falls die bloßen Füße, zu reinigen und zu
desinfizieren;

f) falls sich der Tierhalter nicht zur Tötung
der myxomatosekranken oder verdächtigen
Kaninchen entschließt, hat er die Ställe
mit engmaschigem Mückengitter zu ver-
sehen, das geeignet ist, das Eindringen von
Insekten, Stechfliegen und Stechmücken in
das Innere der Stallungen durch beste-
hende Öffnungen und Spalten zu verhin-
dern.

(3) Für Betriebe im Sinne des § 1 Abs. 3 lit. c,
in denen lebende Tiere gehalten werden, gelten
die Bestimmungen der Abs. 2 und 5 sinngemäß.

(4) Wird in einem Kaninchenbestand oder in
einem Betrieb vom Amtstierarzt an Tieren oder
Tierteilen der Verdacht der Myxomatose fest-
gestellt, so hat dieser ein, erforderlichenfalls
zwei von ihm ausgewählte tote Tiere oder Tier-
teile an die nächste veterinärmedizinische Bundes-
anstalt in seuchensicherer Verpackung einzusen-
den. In Ermangelung von toten Tieren hat der
Amtstierarzt die Tötung eines, erforderlichen-
falls zweier Tiere zu verfügen. Der Tierhalter
beziehungsweise der Betriebsinhaber ist ver-
pflichtet, das vom Amtsderarzt ausgewählte Ma-
terial unentgeltlich zur Verfügung zu stellen.
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(5) Die Bestandsperre ist aufzuheben, wenn
sich der Verdacht der Myxomatose als nicht zu-
treffend erweist.

§ 4. V e r h ä n g u n g d e r G e b i e t s -
s p e r r e . S o n s t i g e V o r k e h r u n g e n
n a c h F e s t s t e l l u n g d e r M y x o -

m a t o s e .

(1) Stellt eine Bezirksverwaltungsbehörde in
einer Gemeinde an Tieren Myxomatose fest, so
hat sie über diese Gemeinde sowie über die an-
grenzenden Gemeinden die Sperre (Gebiets-
sperre) zu verhängen. Eine derartige Anordnung
ist durch öffentlichen Anschlag oder sonst in
ortsüblicher Weise zu verlautbaren.

(2) Wird nur bei Hauskaninchen Myxomatose
festgestellt, so ist die Gebietssperre nur über die
Gemeinde mit dem verseuchten Bestand zu ver-
hängen.

(s) Wenn die geographischen Verhältnisse es
angezeigt erscheinen lassen, kann der Bereich
eines Sperrgebietes abweichend von den Abs. 1
und 2 abgegrenzt werden.

(4) Für ein Sperrgebiet gelten folgende Vor-
schriften:

a) Das Verbringen von Tieren im lebenden
oder toten Zustande sowie von Teilen
oder Erzeugnissen solcher Tiere aus dem
Sperrgebiet ist verboten; als Verbringen
ist nicht anzusehen das Einsenden solcher
Gegenstände an veterinärmedizinische
Bundesanstalten ;

b) über sämtliche Hauskaninchenbestände, in
denen Myxomatose festgestellt wird, ist
die Bestandsperre (§ 3 Abs. 2) zu verhän-
gen; wurde diese über einen Bestand be-
reits auf Grund des § 3 Abs. 2 verhängt,
so bleibt sie, wenn der Verdacht der
Myxomatose sich als zutreffend erwiesen
hat, aufrecht;

c) das Belegen von Hauskaninchen darf nur
mit bestandseigenen, im gleichen Gehöfte
untergebrachten Tieren erfolgen;

d) der Jagdausübungsberechtigte, bei seiner
Abwesenheit von der Gemeinde, in der
sich das im Sperrgebiet liegende Revier be-
findet, das Jagdaufsichtsorgan, hat in ver-
stärktem Ausmaße Streifen durchzufüh-
ren, wobei auf myxomatoseverdächtige
lebende sowie verendete Wildkaninchen
und Hasen zu achten ist; seuchenkranke
und seuchenverdächtige Wildkaninchen
und Hasen sind auch während der Schon-
zeit abzuschießen;

e) der Touristenverkehr ist auf die öffent-
lichen Wege beschränkt;

f) die Bezirksverwaltungsbehörde kann den
Abschuß oder das Vergiften von Tieren,
die die Seuche übertragen können, an-
ordnen;

g) die Bezirksverwaltungsbehörde kann den
Abschuß oder das Vergiften des Raub-
wildes verbieten.

(5) Eine Verpflichtung zur Aufbewahrung be-
ziehungsweise Einsendung von verendeten Tie-
ren gemäß § 2 Abs. 1 lit. a und b besteht nicht,
wenn solche Maßnahmen zur Feststellung der
Ausbreitung der Seuche in einem Sperrgebiet
nicht mehr notwendig sind. Wann dies der Fall
ist, hat die Bezirksverwaltungsbehörde durch
Verordnung festzustellen. Wird eine solche Ver-
ordnung erlassen, so ist auch von Maßnahmen
gemäß § 3 Abs. 1 Abstand zu nehmen.

(6) Wird in einem Betrieb im Sinne des § 1
Abs. 3 lit. c Myxomatose festgestellt, so ha t der
Amtstierarzt

a) den Herkunftsort der Tiere oder Tierteile
festzustellen;

b) zu verfügen, daß der Betriebsinhaber die
an Myxomatose erkrankten, dieser Seuche
verdächtigen oder ansteckungsverdächtigen
Tiere zu töten, die getöteten oder ver-
endeten Tiere auf unschädliche Weise zu
beseitigen sowie die Teile und Erzeugnisse
solcher Tiere, die desinfiziert werden
können, auf seine Kosten zu desinfizieren,
sonst aber zu vernichten hat.

(7) Wenn die Myxomatose im Bundesgebiet
auftritt und die Seuchenlage es erfordert, kann
das Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft für das gefährdete Gebiet verordnen,
daß das Verbringen von Tieren auf Tiermärkte ,
Tierauktionen, Tierschauen und dergleichen ver-
boten ist. § 2 Abs. 4 des Tierseuchengesetzes
findet Anwendung.

§ 5. B e o b a c h t u n g s g e b i e t .

(1) Wird über eine Gemeinde die Gebiets-
sperre (§ 4) verhängt, so sind gleichzeitig die
übrigen Teile des politischen Bezirkes, in dem
das Sperrgebiet liegt, sowie die angrenzenden
politischen Bezirke von der zuständigen Bezirks-
verwaltungsbehörde zum Beobachtungsgebiet zu
erklären. Die Erklärung ist durch öffentlichen
Anschlag oder sonst in ortsüblicher Weise zu
verlautbaren.

(2) Tr i t t in einem an das Bundesgebiet an-
grenzenden Gebiet die Myxomatose auf, so sind
die an dieses Gebiet angrenzenden politischen
Bezirke zum Beobachtungsgebiet zu erklären.

(3) Das Verbringen von Tieren im lebenden
oder toten Zustande sowie von Teilen oder Er-
zeugnissen solcher Tiere aus dem Beobachtungs-
gebiet ist verboten. Als Verbringen ist nicht an-
zusehen das Einsenden solcher Gegenstände an
veterinärmedizinische Bundesanstalten.

(4) Für das Beobachtungsgebiet gelten die Be-
stimmungen des § 4 Abs. 3 und Abs. 4 lit. d
sinngemäß.
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§ 6. V e r ö f f e n t l i c h u n g d e s S e u c h e n -
a u s b r u c h e s .

Hinsichtlich der Veröffentlichung des Seuchen-
ausbruches finden die Bestimmungen des § 27
des Tierseuchengesetzes Anwendung.

§ 7 . T ö t u n g u n d V e r w e r t u n g v o n
T i e r e n .

(1) Es ist verboten, an Myxomatose erkrankte
oder dieser Seuche verdächtige Tiere, Teile oder
Erzeugnisse solcher Tiere zu verwenden oder in
Verkehr zu bringen.

(2) Myxomatosekranke, dieser Seuche verdäch-
tige oder ansteckungsverdächtige Hauskaninchen
dürfen nur im Bestande getötet werden. Das
gleiche gilt auch für solche Tiere, die in Betrie-
ben (§ 1 Abs. 3 lit. c) gehalten werden. Die
Tötung myxomatosekranker oder -verdächtiger
Tiere zum Zwecke des Fleischgenusses ist ver-
boten. Werden ansteckungsverdächtige Tiere ge-
tötet, dürfen das Fleisch solcher Tiere sowie die
für den menschlichen Genuß nicht verwertbaren
Teile aus dem Bestande oder Betriebe nicht ent-
fernt werden. Die Bezirksverwaltungsbehörde
kann jedoch das Verbringen von entseuchtem
Fleisch aus dem Bestande oder Betriebe bewil-
ligen. Die für den menschlichen Genuß nicht
verwertbaren Teile solcher Tiere, einschließlich
der Felle, sind auf unschädliche Weise, wenn
möglich durch Verbrennen, zu beseitigen.

(3) Getötete oder gefallene myxomatosekranke
oder -verdächtige Tiere dürfen nicht abgehäutet
werden und sind unter Aufsicht eines Organs
der Bezirksverwaltungsbehörde mit Haut und
Haaren mit aller Beschleunigung durch Ver-
brennen oder durch Vergraben unschädlich zu
beseitigen. Jedoch dürfen Tiere unter Leitung
des Amtstierarztes obduziert werden, wenn dies
zur Klärung der Frage, ob ein Seuchenfall vor-
liegt, erforderlich ist.

§ 8. I m p f u n g .

Die Vornahme von Impfungen gegen die
Myxomatose der Tiere ist verboten. Das Bun-
desministerium für Land- und Forstwirtschaft
kann jedoch im Einzelfalle hievon Ausnahmen
bewilligen.

§ 9. A u f h e b u n g d e r S p e r r -
m a ß n a h m e n .

(1) Die Bestandsperre ist von der Bezirks-
verwaltungsbehörde aufzuheben, wenn keine
kranken Tiere mehr vorhanden sind und wäh-
rend 21 Tagen nach dem letzten Genesungs-,
Schlachtungs- oder Verendungsfall, vom letzten
dieser Fälle an gerechnet, keine Erkrankungen
mehr im Bestande vorgekommen sind und die
vorschriftsmäßige Reinigung und Desinfektion
der verseuchten Stallungen, des Düngers sowie
der Geräte vollzogen ist.

(2) Die Gebietssperre ist aufzuheben, wenn im
Sperrgebiet keine kranken und verdächtigen
Tiere mehr vorhanden und während der letzten
sechs Monate keine Erkrankungs- und Ver-
endungsfälle im Sperrgebiet mehr vorgekommen
sind.

(3) Wurde in einem Sperrgebiet nur bei Haus -
kaninchen Myxomatose festgestellt, so ist die
Gebietssperre gleichzeitig mit der Aufhebung
der letzten Bestandsperre im Sperrgebiet aufzu-
heben.

(4) Mit der Aufhebung der Gebietssperre er-
lischt auch die Erklärung zum Beobachtungs-
gebiet, frühestens jedoch drei Monate nach
deren Anordnung.

(5) Die Aufhebung der Gebietssperre und das
Erlöschen der Erklärung zum Beobachtungs-
gebiet sind von der Bezirksverwaltungsbehörde
durch öffentlichen Anschlag oder sonst in or ts-
üblicher Weise zu verlautbaren.

§ 10. E n t s c h ä d i g u n g .

(1) Wenn die Myxomatose in einer Gegend
nur vereinzelt vo rkommt , kann, unbeschadet
der Bestimmungen des § 3 Abs. 3 und 4, die
Tötung der seuchenkranken, -verdächtigen und
ansteckungsverdächtigen Hauskaninchen vom
Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft angeordnet werden, wenn anzunehmen
ist, daß die Seuche dadurch rasch getilgt wer-
den kann.

(2) Für auf behördliche Anordnung gemäß
Abs. 1 getötete ansteckungsverdächtige Haus-
kaninchen ist aus dem Bundesschatze eine Ent -
schädigung von 50 v. H . des gemeinen Wertes
zu gewähren.

(3) Der gemeine Wer t ist vom Amtstierarzt
noch vor der Tö tung nach Maßgabe eines Wer t -
tarifes zu ermitteln, der vom Bundesministe-
rium für Land- und Forstwirtschaft im Einver-
nehmen mi t dem Bundesministerium für Finan-
zen unter Berücksichtigung der Alters-, Rassen-
und sonstigen preisbestimmenden Merkmale
halbjährlich festzusetzen und im „Amtsblatt zur
Wiener Zei tung" zu verlautbaren ist.

(4) Auf das Entschädigungsverfahren finden
im übrigen die Bestimmungen der §§ 49, 50,
53, 54 und 56 bis 58 des Tierseuchengesetzes
sinngemäß Anwendung.

(5) Die Dauer der in den §§ 53 lit. d und 54
des Tierseuchengesetzes vorgesehenen Frist bei
der Myxomatose der Hauskaninchen beträgt
21 Tage.

§ 11. T r a g u n g d e r K o s t e n .

Auf die Tragung der Kosten aus Anlaß der
Bekämpfung der Myxomatose finden die Be-
stimmungen des § 61 des Tierseuchengesetzes
sinngemäß Anwendung.
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§ 12. S t r a f b e s t i m m u n g e n .

(1) Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmun-
gen dieses Bundesgesetzes sind, soweit nicht in
anderen Gesetzen strengere Strafbestimmungen
festgesetzt sind, als Verwaltungsübertretung mit
Arrest bis zu vier Wochen oder mit Geld bis
zu 3000 S zu bestrafen.

(2) Der Verfall der Tiere, Tierteile, tierischen
Erzeugnisse oder sonstigen Gegenstände, die den
Gegenstand der strafbaren Handlung bilden, ist
auszusprechen.

§ 13. V o l l z u g s k l a u s e l .

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft betraut.

Körner
Raab Thoma

Anlage

(zu § 1 Abs. 2)

Belehrung über das Wesen und die Erschei-
nungen der Myxomatose der Kaninchen und

Hasen.
Die Myxomatose ist eine sehr leicht übertrag-

bare ansteckende Krankheit, die Hauskaninchen,
Wildkaninchen und auch Hasen befällt. Sie wird
durch einen unsichtbaren Ansteckungsstoff
(Virus) verursacht und verläuft in der Regel
tödlich, so daß eine stärkere Ausbreitung der
Seuche fast zur gänzlichen Ausrottung der Ka-
ninchen führen kann.

Der Ansteckungsstoff ist schon vor Beginn er-
kennbarer Krankheitserscheinungen im Blute an-
gesteckter Tiere und dann im ganzen Körper,
besonders aber in der aus den Augen und Nasen-
öffnungen austretenden Flüssigkeit sowie im Ge-
webssaft enthalten. Das Virus bleibt lange Zeit
auch in eingetrocknetem oder gefrorenem Zu-
stande ansteckungsfähig und wird am sichersten
durch Hitze vernichtet.

Die Seuche wird von Tier zu Tier übertragen.
Sie kann aber auch durch Gegenstände, die mit
dem Ansteckungsstoff behaftet sind, sowie durch
Zwischenträger weiterverbreitet werden. Von
Tier zu Tier wird die Seuche häufig durch Insek-
ten, vor allem durch die verschiedenen Arten
von Mücken und Fliegen übertragen. Auch tote
Kaninchen und Hasen sowie Schlachtungen von
Hauskaninchen können, sofern das Fleisch oder
das Blut beziehungsweise das Fell oder die Haare
nicht unschädlich beseitigt oder entseucht
werden, zur Verbreitung dieser Seuche Anlaß
geben. Außerdem werden mit dem Ansteckungs-
stoff behaftete Teile von toten Kaninchen und
Hasen oft von Tieren, die selbst nicht an der

Seuche erkranken, wie zum Beispiel Krähen,
Raben, verschleppt.

Schließlich werden Kaninchen und Hasen auch
dadurch angesteckt, daß sie mit der Nahrung
Pflanzen aufnehmen, wie zum Beispiel Kohl-
oder Krautblätter, die von kranken Tieren an-
gefressen worden sind. Bei Seuchengefahr sollen
deshalb solche Pflanzen, an denen zu erkennen
ist, daß sie angenagt sind, nicht an Kaninchen
verfüttert werden. Auch sollen die Hauskanin-
chen nach Möglichkeit vor Insekten, besonders
Mücken, geschützt werden.

Die Myxomatose beginnt in der Regel mit
einer zumeist eitrigen Entzündung der Lidbinde-
haut mit starker Schwellung der Augenlider. Die
Schwellung kann mitunter schon nach 24 oder 48
Stunden so stark sein, daß die Augenlider nicht
mehr geöffnet werden können. Später treten
Schwellungen auch rund um den Mund, die Nase
sowie am Ohrgrund auf. Sie können so umfang-
reich werden, daß der Kopf ein unförmiges, an
Löwen oder Nilpferde erinnerndes Aussehen be-
kommt (Löwenhaupt, Nilpferdkopf). Weitere
Schwellungen entstehen um den After und an den
Geschlechtsteilen, wobei bei männlichen Tieren
die Hoden infolge einer Entzündung stark ver-
größert sein können. Schließlich bilden sich am
ganzen Körper verstreut, besonders aber am
Rücken und an der Außenseite der Oberschenkel,
auf und unter der Haut getreidekorn- bis
mandelkerngroße geschwulstartige Anschwellun-
gen, welche einen Durchmesser von mehreren
Zentimetern erreichen können. Bei zumeist er-
haltener Freßlust und leichtem Fieber magern die
Tiere zusehends ab und sterben im allgemeinen
nach drei bis fünf Krankheitstagen. Ein Über-
stehen der Myxomatose gehört zu den größten
Seltenheiten, hinterläßt aber eine Unempfäng-
lichkeit gegen eine zweite Myxomatoseerkran-
kung. Eine Behandlung kranker Tiere ist aus-
sichtslos.

Bei Wildkaninchen und besonders bei Hasen
kann die Krankheit milder verlaufen und sich
manchmal sogar auf eine Schwellung und Rötung
der Augenlider mit schleimig eitrigem Augen-
ausfluß beschränken. Infolge Bewegungs- und
Sinnesstörungen oder Unfähigkeit, die Augen-
lider zu öffnen, finden todkranke Wildkaninchen
ihren Bau nicht mehr und verenden oft in
großer Zahl im Freien, was bei anderen Krank-
heiten dieser Tiere im allgemeinen nicht vor-
kommt.

An toten Tieren sind äußerlich die genannten
verschiedenen entzündlichen Erscheinungen und
Schwellungen zu sehen. An den Schnittflächen
der Schwellungen fließt aus dem saftreichen und
sulzigen Gewebe reichlich Flüssigkeit ab. Ge-
legentlich sind auch die Milz und die Lymph-
knoten saftreich geschwollen und mitunter auch
blutig durchtränkt.
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Z u r A n z e i g e v e r p f l i c h t e n d e Er-
s c h e i n u n g e n :

Der Verdacht der Myxomatose und damit die
Anzeigepflicht im Sinne des § 1 Abs. 2 liegt vor,
wenn bei Kaninchen oder Hasen Schwellungen
der Augenlider, der Lippen, des Ohrgrundes, der
Geschlechtsteile vorhanden oder wenn auf be-
ziehungsweise unter der Haut saftreiche Ge-
schwülste zu erkennen sind, ferner wenn in ge-
häuftem Ausmaße krank erscheinende oder tote
Wildkaninchen beziehungsweise Hasen aufgefun-
den werden.

130. Bundesgesetz vom 23. Juni 1954
über die Durchführung statistischer Erhebun-
gen in nicht landwirtschaftlichen Betrieben

(Betriebszählungsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Im Jahre 1954 und weiterhin nach
Ablauf von jeweils zehn Jahren ist eine allge-
meine statistische Erhebung in den im § 2 Abs. 1
angeführten Betrieben durchzuführen, welche
auch die zur Beurteilung des wirtschaftlichen
Erfolges notwendigen Angaben umfaßt (Ordent-
liche Betriebserhebung).

(2) Wenn vordringliche Umstände von gesamt-
wirtschaftlicher Bedeutung es erfordern, können
durch Verordnung Betriebserhebungen nach
Abs. 1 auch in kürzeren Abständen angeordnet
werden (Außerordentliche Betriebserhebung);
jedoch darf zwischen zwei ordentlichen Betriebs-
erhebungen nicht mehr als eine außerordentliche
Betriebserhebung stattfinden.

(3) Für die Betriebserhebungen ist jeweils ein
Stichtag durch Verordnung festzusetzen. An-
gaben von Jahresergebnissen haben sich auf das
dem Stichtag unmittelbar vorangegangene Ka-
lender- oder Wirtschaftsjahr zu beziehen.

§ 2. (1) Betriebserhebungen gemäß § 1 Abs. 1
und 2 erstrecken sich auf alle Betriebe des Berg-
baues, der Industrie, des Gewerbes und auf alle
Handels- und Dienstleistungsbetriebe sowie auf
die gewerbesteuerpflichtigen land- und forst-
wirtschaftlichen Erwerbs- und Wirtschafts-
genossenschaften. Von den Betriebserhebungen
sind Betriebe ausgenommen, die ausschließlich
der Versorgung anderer mit elektrischer Energie
dienen.

(2) Betriebe des Bundes, der Länder, der Ge-
meinden und der öffentlich-rechtlichen Körper-
schaften sind in die Erhebungen einzubeziehen,
soweit sie dem Kreis der im Abs. 1 angeführten
Betriebe angehören.

§ 3. Zur Vorbereitung der Betriebserhebungen
nach § 1, insbesondere zur richtigen Beteilung
mit den Meldevordrucken, können Vorerhebun-

gen durchgeführt werden, die sich auf die Fest-
stellung der genauen Betriebsanschrift, die Art
der wirtschaftlichen Betätigung, die Fachorgani-
sation (Fachverband u. dgl.) und darauf zu be-
schränken haben, ob für den Betrieb nach ab-
gabenrechtlichen Bestimmungen Buchführungs-
pflicht (doppelte Buchführung mit Vermögens-
vergleich) besteht.

§ 4. Als Erhebungseinheit gilt der Betrieb und
nicht das Unternehmen. Als Betrieb im Sinne
dieses Bundesgesetzes ist jede örtlich oder in der
Kostenrechnung getrennte Wirtschaftseinheit
anzusehen. Besteht jedoch für örtlich getrennte
Wirtschaftseinheiten nur eine gemeinsame
Kostenrechnung, so gilt die Gesamtheit dieser
Wirtschaftseinheiten als ein Betrieb.

§ 5. (1) Bei allen unter dieses Bundesgesetz
fallenden Betrieben können sich die Erhebungen
auf folgende Merkmale erstrecken:

Ar t und Standort des Betriebes; Fachorgani-
sation (Fachverband u. dgl.); Name, Anschrift,
Rechtsform und Eigentumsverhältnisse des
Unternehmens, dem der Betrieb angehört; be-
schäftigte Personen; ausbezahlte Lohn- und Ge-
haltssummen; Ausrüstung des Betriebes mit
Kraft-, Antriebs- und Arbeitsmaschinen und
Ausrüstung des Betriebes mit Kraftfahrzeugen.

(2) Zusätzlich zu den im Abs. 1 angeführten
Merkmalen kann erhoben werden:

a) bei den mit der Erzeugung von Sachgütern
befaßten Betrieben (einschließlich Bau-
betrieben) mit Buchführungspflicht (§ 3):

Art, Menge und Wer t der gekauften
(bezogenen) Roh- und Hilfsstoffe sowie
Halbfabrikate einschließlich Energie und
Wert der nach auswärts vergebenen Ar-
beiten; Art, Menge und Wert des Lager-
bestandes an Roh- , Hilfsstoffen, Halb-
fabrikaten und Fertigerzeugnissen zu Be-
ginn und am Ende des Berichtsjahres;
Menge und Wer t der selbst erzeugten
Energie; Art, Menge und Wert der ver-
kauften (abgegebenen) Produkte einschließ-
lich Energie sowie Wer t der für Rechnung
anderer Betriebe durchgeführten Arbeiten;
Gesamtwert der direkt in das Ausland ver-
kauften Waren; Wert der Investitionen;
Höhe der Abschreibungen; geleistete Ar-
beitsstunden;

b) bei den mit der Erzeugung von Sachgütern
befaßten Betrieben (einschließlich Bau-
betrieben) ohne Buchführungspflicht (§ 3):

Gesamtwert der gekauften (bezogenen)
Roh-, Hilfsstoffe und Halbfabrikate sowie
der nach auswärts vergebenen Arbeiten;
Menge und Wert der bezogenen Energie;
Gesamtwert der verkauften (abgegebenen)
Produkte sowie der für Rechnung anderer
Betriebe durchgeführten Arbeiten; gelei-
stete Arbeitsstunden;
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c) bei den Handelsbetrieben mit Buch-
führungspflicht (§ 3):

Gesamtwert der gekauften (bezogenen)
Waren und in Anspruch genommenen
fremden Dienstleistungen; Höhe des Jah-
resumsatzes; Gesamtwert der direkt in das
Ausland verkauften Waren; Gesamtwert
des Lagerbestandes zu Beginn und am Ende
des Berichtsjahres; Wert der Investitionen;
Höhe der Abschreibungen;

d) bei den Dienstleistungsbetrieben mit Buch-
führungspflicht (§ 3):

Gesamtwert der gekauften (bezogenen)
Waren und in Anspruch genommenen
fremden Dienstleistungen; Höhe des Jah-
resumsatzes, bei Transportbetrieben über-
dies die Transportleistung; bei Beherber-
gungsbetrieben Zahl der Fremdenbetten
und Badegelegenheiten; Wert der Investi-
tionen; Höhe der Abschreibungen;

e) bei den Handels- und Dienstleistungs-
betrieben ohne Buchführungspflicht (§ 3):

Gesamtwert der gekauften (bezogenen)
Waren und in Anspruch genommenen
fremden Dienstleistungen; Höhe des Jahres-
umsatzes, bei Transportbetrieben überdies
die Transportleistung; bei Beherbergungs-
betrieben Zahl der Fremdenbetten und
Badegelegenheiten.

(3) Durch Verordnung ist für jede Betriebs-
erhebung anzuordnen, welche der in Abs. 1
und 2 aufgezählten Merkmale zu erheben sind.

§ 6. Die Verpflichtung zur Auskunftserteilung
obliegt dem Inhaber oder verantwortlichen
Leiter des Betriebes oder des Unternehmens, dem
der Betrieb angehört.

§ 7. Die Durchführung der Betriebserhebun-
gen und die Veröffentlichung der Ergebnisse ob-
liegt dem Österreichischen Statistischen Zentral-
amt.

§ 8. Ergebnisse der Betriebserhebungen dürfen,
soweit es sich nicht um die Merkmale Standort,
Rechtsform, Fachorganisation (Fachverband
u. dgl.) und Betriebsart handelt, nur veröffent-
licht werden, wenn die Ergebnisse mehr als vier
Unternehmen umfassen, es sei denn, die nach § 6
zur Auskunft verpflichteten Personen stimmen
der Veröffentlichung ausdrücklich zu.

§ 9. Im übrigen sind die Bestimmungen des
Bundesgesetzes vom 12. Juli 1950, BGBl.
Nr. 160, über die Bundesstatistik, in der Fassung
des Bundesgesetzes, BGBl. Nr. 33/1951, an-
zuwenden.

§ 10. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist das Bundesministerium für Handel
und Wiederaufbau im Einvernehmen mit dem
Bundeskanzleramt, dem Bundesministerium für

Land- und Forstwirtschaft, dem Bundesministe-
rium für soziale Verwaltung und dem Bundes-
ministerium für Verkehr und verstaatlichte Be-
triebe betraut.

Körner
Raab Illig Thoma

Maisel Waldbrunner

1 3 1 . Bundesgesetz vom 29. Juni 1954,
betreffend Änderungen des Lastverteilungs-

gesetzes (Lastverteilungs-Novelle 1954).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.
Das Lastverteilungsgesetz 1952, BGBl. Nr. 207,

wird abgeändert wie folgt:

a) § 3 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Zur näheren Ausführung der im

Abs. 1 genannten Maßnahmen kann das
Bundesministerium für Verkehr und ver-
staatlichte Betriebe Anordnungen erlassen,
die im ,Amtsblatt zur Wiener Zeitung'
kundzumachen sind."

b) § 3 erhält folgende Abs. 4, 5 und 6:
„(4) Maßnahmen, die in einer Verfügung

nach Abs. 1 oder in einer Anordnung nach
Abs. 2 getroffen sind, werden nur in Zeit-
räumen wirksam, in denen die Elektrizi-
tätsversorgung gefährdet ist. Die Entschei-
dung, daß die Elektrizitätsversorgung ge-
fährdet ist, obliegt auf Vorschlag des
Bundesministers für Verkehr und verstaat-
lichte Betriebe der Bundesregierung; dies
gilt auch von der Feststellung, daß die Ge-
fährdung behoben ist.

(5) Beschlüsse der Bundesregierung nach
Abs. 4 sind vom Bundesministerium für
Verkehr und verstaatlichte Betriebe im
,Amtsblatt zur Wiener Zeitung' kundzu-
machen und treten am Tage der Kund-
machung in Kraft, sofern hierin nicht
anderes festgesetzt ist.

(c) Anordnungen nach Abs. 2 treten
unter Berücksichtigung der Bestimmungen
des Abs. 4 am Tage ihrer Kundmachung in
Kraft."

c) § 5 erhält folgenden Abs. 6:
„(G) Für Maßnahmen nach Abs. 2 bis 4

gelten die Bestimmungen des § 3 Abs. 4
und 5."

d) § 14 hat zu lauten:
„§ 14. (1) Mit der Vollziehung dieses

Bundesgesetzes ist, soweit nicht gemäß § 2
Abs. 1 und § 3 Abs. 4 die Bundesregierung
zur Vollziehung berufen ist, das Bundes-
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ministerium für Verkehr und verstaatlichte
Betriebe im Einvernehmen mit den jeweils
beteiligten Bundesministerien, hinsichtlich
des § 3 a aber, soweit der ordentliche
Rechtsweg in Betracht kommt, sowie hin-
sichtlich des § 10 und des § 12 Abs. 2 das
Bundesministerium für Justiz betraut.

(2) Dieses Bundesgesetz tritt am 30. Juni
1955 außer Kraft."

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes, das
am 1. Juli 1954 in Kraft tritt, ist hinsichtlich der
im Artikel I lit. b genannten Entscheidungen
über die Gefährdung der Elektrizitätsversorgung
die Bundesregierung, im übrigen das Bundes-
ministerium für Verkehr und verstaatlichte Be-
triebe betraut.

Körner
Raab Schärf Helmer Gerö
Kolb Maisel Kamitz Thoma

Illig Waldbrunner Figl

1 3 2 . Bundesgesetz vom 29. Juni 1954,
womit Bestimmungen über die Mietzins-
bildung für nicht dem Mietengesetz unter-

liegende Räume getroffen werden.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Für Räume, die am 30. Juni 1954 den
Bestimmungen des Preisregelungsgesetzes und der
dazu ergangenen Verordnungen unterlagen, dür-
fen die an diesem Tag bestehenden Mietzins-
vereinbarungen (Untermietzins, Nutzungsentgelt,
Benützungsentgelt) nicht abgeändert werden.

§ 2. Der am 1. Juni 1954 vereinbarte oder tat-
sächlich entrichtete Mietzins (Untermietzins,
Nutzungsentgelt, Benützungsentgelt) darf nur er-
höht werden, wenn der nach den bis 30. Juni
1954 in Geltung gestandenen gesetzlichen Vor-
schriften, insbesondere unter Berücksichtigung
der Verzinsung und Tilgung der Baukosten, er-
mittelte Mietzins für die Instandhaltung der Lie-
genschaft nicht hinreicht. Die Vorschriften der
§§ 6, 7, 9, 14 und 15 des Bundesgesetzes vom
22. Juni 1929, BGBl. Nr. 210 (Mietengesetz), sind
sinngemäß anzuwenden.

§ 3. Für die Anrechnung der Betriebskosten
und öffentlichen Abgaben sind die Vorschriften
der §§ 2, 4 und 12 des Bundesgesetzes vom
22. Juni 1929, BGBl. Nr. 210 (Mietengesetz), die
sinngemäß anzuwenden sind, maßgebend.

§ 4. Über einen Antrag, der sich auf die Vor-
schriften des vorliegenden Bundesgesetzes stützt,
hat die für die Liegenschaft zuständige Miet-
kommission (§ 25 Mietengesetz) zu entscheiden.

Der Antrag ist unmittelbar bei der Mietkom-
mission zu stellen. Das Verfahren vor der Miet-
kommission, der Rechtsmittelzug und das Rechts-
mittelverfahren richten sich im übrigen nach den
Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 22. Juni
1929, BGBl. Nr. 210 (Mietengesetz).

§ 5. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1954
in Kraft.

§ 6. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Justiz betraut.

Körner
Raab Gerö

1 3 3 . Bundesgesetz vom 29. Juni 1954, wo-
mit das Wohnungsanforderungsgesetz 1953

abgeändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Wohnungsanforderungsgesetz 1953, BGBl.
Nr. 182, wird abgeändert wie folgt:

1. § 3 Abs. 1 Z. 7 hat zu lauten:

„7. Wohnungen, die aus mehr als drei Zim-
mern bestehen; zwei Kabinette gelten als ein
Zimmer. Als Zimmer gelten Räume mit einem
Flächenmaß von mehr als 15 m2, als Kabinette
solche mit einem Flächenmaß von 8 bis 15 m2.
Bei der Berechnung der Zahl der Zimmer be-
ziehungsweise der Kabinette bleiben außer Be-
tracht: Räume mit einem Flächenmaß von weni-
ger als 8 m2; Räume, die nach der Baubewilligung
zur Unterbringung von Hausgehilfen gewidmet
sind oder innerhalb eines Zeitraumes von sechs
Monaten vor Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
zur Unterbringung von Hausgehilfen verwen-
det wurden; Küchen, ohne Rücksicht darauf, ob
sie auch Wohnzwecken dienen oder nicht; Vor-
zimmer, Badezimmer, und sonstige Nebenräume."

2. Dem § 3 Abs. 1 wird folgende neue Ziffer 9
angefügt:

„9. Wohnungen in Häusern einer gemein-
nützigen Bauvereinigung."

3. Im § 16 hat der Abs. 7 zu lauten:
„(7) Wohnungen, die satzungs- oder stifts-

briefgemäß einem bestimmten Personenkreise
vorbehalten sind, sind den Personen zuzuweisen,
die von dem nach der Satzung oder dem Stifts-
briefe hiezu berechtigten Organe vorgeschlagen
werden, sofern die Vorgeschlagenen in der ersten
Klasse vorgemerkt sind."

4. Im § 16 hat der Abs. 8 zu entfallen; die
Abs. 9 bis 12 erhalten die Bezeichnung Abs. 8
bis 11.
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5. Im § 21 Abs. 1 lit. d sind die Worte „§ 16
Abs. 3 bis 10" durch die Worte „§ 16 Abs. 3
bis 9" zu ersetzen.

6. Im § 24 Abs. 2 sind die Worte „30. Juni
1954" durch die Worte „30. Juni 1955" zu er-
setzen.

Artikel EL

1. Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Juli 1954 in
Kraft.

2. Für den Fall, daß dieses Bundesgesetz erst
nach dem 30. Juni 1954 kundgemacht wird, gel-
ten die folgenden Bestimmungen:

a) Rechtsgeschäfte und Verfügungen von
Hauseigentümern oder sonstigen Personen,
die in der Zeit nach dem 30. Juni 1954 bis
zum Tage der Kundmachung dieses Bun-
desgesetzes entgegen den Bestimmungen
des Wohnungsanforderungsgesetzes abge-
schlossen beziehungsweise getroffen wurden,
sind nichtig.

b) Rechtsgeschäfte und Verfügungen von
Hauseigentümern oder sonstigen Personen
im Sinne des § 20 a des Wohnungsanforde-
rungsgesetzes, die während des in lit. a be-
zeichneten Zeitraumes abgeschlossen be-
ziehungsweise getroffen wurden, bedürfen
zu ihrer Rechtswirksamkeit der Genehmi-
gung durch die nach dem Wohnungsan-
forderungsgesetze zuständige Verwaltungs-
behörde; die Bestimmungen des § 20 a
Abs. 3 letzter Satz bleiben nach Maßgabe
der Bestimmungen der lit. d unberührt.

c) Verfahren nach dem Wohnungsanforde-
rungsgesetze, die am 30. Juni 1954 anhän-
gig waren, sind nach den bisher geltenden
Vorschriften weiterzuführen.

d) Fristen nach dem Wohnungsanforderungs-
gesetze, die am 30. Juni 1954 noch nicht
abgelaufen waren oder die nach diesem
Tage bei Anwendung der Bestimmungen
des Wohnungsanforderungsgesetzes zu
laufen begonnen hätten, beginnen vom
Tage der Kundmachung des vorliegenden
Bundesgesetzes neu zu laufen.

e) Handlungen und Unterlassungen sind nach
§ 22 des Wohnungsanforderungsgesetzes
nicht zu bestrafen, wenn sie in der Zeit
vom 30. Juni 1954 bis zum Tage der Kund-
machung dieses Bundesgesetzes begangen
wurden.

3. Personen, denen Wohnungen der im § 3
Abs. 1 Z. 9 des Wohnungsanforderungsgesetzes
in der Fassung dieses Bundesgesetzes genannten
Art zugewiesen wurden, sind, sofern die Zu-
weisung bis 30. Juni 1954 rechtskräftig gewor-
den ist, mit 1. Juli 1954, sonst aber mit Rechts-
kraft der Zuweisung als Mieter anzusehen.

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für soziale Verwaltung
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Justiz betraut.

Körner
Raab Maisel Gerö

1 3 4 . Bundesgesetz vom 29. Juni 1954, wo-
mit die Geltungsdauer des Rindermastförde-
rungsgesetzes verlängert wird (Rindermast-

förderungsgesetznovelle).
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Im § 10 des Bundesgesetzes vom 8. Juli 1953,
BGBl. Nr. 139, über die Förderung des Absatzes
von Einstellvieh (Rindermastförderungsgesetz),
treten an Stelle der Worte „30. September 1954"
die Worte „31. August 1955".

Artikel II.

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 30. September
1954 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Finanzen betraut.

Körner
Raab Thoma Kamitz


